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Informationsblatt nach Art. 13 & Art. 14 

 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)  

Angaben zum Verantwortlichen  
 
Name: Stadt Bad Homburg v. d. Höhe / Der Oberbürgermeister 
Straße: Rathausplatz 1 
Postleitzahl, Ort:  61348 Bad Homburg v. d. Höhe 
Telefon: 06172-100-0 
E-Mail-Adresse: info@bad-homburg.de 
Internet-Adresse: 
 

www.bad-homburg.de 

 

Angaben zur Person des Datenschutzbeauftragten  
 
Anrede: Herr 
Name:  Jürgen Rupprecht 
Straße:  Rathausplatz 1 
Postleitzahl, Ort:  61348 Bad Homburg v. d. Höhe 
Telefon: 06172-100-1150 
E-Mail-Adresse: datenschutz@bad-homburg.de 

 

Zwecke und Rechtsgrundlage 
der Datenverarbeitung: 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung 
der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und 
des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
(HDSIG) zu folgenden Zwecken: 

1. Bewerbung für ein Beschäftigungsverhältnis/um ein 
Beamtenverhältnis  
Rechtsgrundlage: § 23 HDSIG (Hessisches Datenschutz- 
und Informationssicherheitsgesetz).  
 
2. Zur Abwehr von geltend gemachten Rechtsansprüchen 
aus dem Bewerbungsverfahren gegen die Stadt Bad 
Homburg v. d. Höhe.  
Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DSGVO, das 
berechtigte Interesse ist beispielsweise eine Beweispflicht 
in einem Verfahren nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG).  
 
3. Weiterverarbeitung von erhaltenen personenbezogenen 
Daten, soweit es zu einem Beschäftigungsverhältnis/ 
Beamtenverhältnis kommt. Dies gilt auch für die 
Durchführung oder Beendigung des Beschäftigungs- 
Beamtenverhältnisses oder zur Ausübung oder Erfüllung 
der sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer 
Dienstvereinbarung (Kollektivvereinbarung) Rechte und 
Pflichten der Interessenvertretung der Beschäftigten 
erforderlich ist. 
Rechtsgrundlagen: § 23 Abs. 1 HDSIG  
 
Alle am Stellenbesetzungsverfahren Beteiligten können im 
Zuge des Besetzungsverfahrens Einsicht in die 
Bewerbungsunterlagen/ -daten nehmen, einschließlich 
Gleichstellungsbeauftragte, Personalrat und ggf. der 
Jugend- und Auszubildenden- oder der 
Schwerbehindertenvertretung. 
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Berechtigte Interessen, die 
verfolgt werden: 

 

nicht zutreffend 

Kategorien von 
Datenempfänger oder 
Empfänger (sofern 
Datenübermittlung stattfindet): 

Auf unserer Internetseite ist ein Dateneingabeformular 
vorhanden, das für die elektronische Erfassung von 
personenbezogenen Bewerbungsdaten sowie der Übermittlung 
von Dokumenten mit personenbezogenen Daten genutzt werden 
kann (Jobportal). 
 

Im Falle Ihrer Bewerbung werden die in der Eingabemaske 
eingegebenen Daten an uns übermittelt und gespeichert. Es 
werden ausschließlich nur jene Daten erhoben, die im Zuge Ihrer 
Bewerbung bei der Stadtverwaltung Bad Homburg v. d. Höhe 
notwendig sind. Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
werden dabei beachtet. Wir verarbeiten Daten, die mit Ihrer 
Bewerbung sowie ggf. Ihrem Beschäftigungs-, 
Beamtenverhältnis in Zusammenhang stehen.  
 
Dies können allgemeine Daten zur Person (wie Namen, Anschrift 
und Kontaktdaten), Angaben zur beruflichen Qualifikation und 
Schulausbildung oder Angaben zur beruflichen Weiterbildung 
sein oder andere Angaben, die uns im Zusammenhang mit der 
Bewerbung oder ggf. im Einstellungsverfahren übermittelt 
werden. Im Übrigen können wir öffentlich zugänglich gemachte, 
berufsbezogene Informationen verarbeiten, wie beispielsweise 
ein Profil bei beruflichen Social-Media-Netzwerken.  
 
Nach Eingabe und Übermittlung Ihrer Daten gelangen diese über 
eine verschlüsselte Verbindung auf den Server eines externen 
Dienstleisters, der seinen Sitz – genau wie seine Rechenzentren 
– in der Bundesrepublik Deutschland hat. 
 
Im Falle Ihrer Bewerbung, kommunizieren Sie mit uns in der 
Regel elektronisch. Sie stimmen zu, elektronische Nachrichten  
von uns zu erhalten und Sie stimmen zu, dass alle 
Benachrichtigungen, Entscheidungen und andere 
Kommunikation, die wir Ihnen elektronisch senden, keiner 
weiteren Schriftform bedürfen, es sei denn zwingend 
anzuwendende gesetzliche Vorschriften erfordern eine andere 
Form der Kommunikation. 
 

Geplante Datenübermittlung in 
Drittstaaten: 

Es findet keine Datenübermittlung in Drittländer statt. 

Speicherdauer oder Kriterien für 
die Festlegung der Dauer: 

Es erfolgt eine Löschung Ihrer personenbezogenen Daten, 
sobald diese für die o. g. Zwecke nicht mehr erforderlich sind. 
Des Weiteren erfolgt eine Speicherung von personenbezogenen 
Daten aufgrund und innerhalb von gesetzlichen 
Aufbewahrungsfristen. 

Soweit ein Beschäftigungs-, Beamtenverhältnis nicht zustande 
kommt, können wir darüber hinaus noch Daten weiter speichern, 
soweit dies zur Verteidigung gegen mögliche Rechtsansprüche 
erforderlich ist. Kommt ein Beschäftigungs-, Beamtenverhältnis 
zustande, werden die Daten weiter gespeichert. 
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Erforderlichkeit und 
Verpflichtung zur Bereitstellung: 

Die Bereitstellung personenbezogener Daten ist weder gesetzlich 
noch vertraglich vorgeschrieben, noch besteht die Pflicht, 
personenbezogenen Daten bereitzustellen. Allerdings ist die 
Bereitstellung personenbezogener Daten für einen 
Vertragsabschluss/Ernennung erforderlich. Das heißt, soweit uns 
keine personenbezogenen Daten bei einer Bewerbung 
bereitgestellt werden, werden wir kein Beschäftigungs-, 
Beamtenverhältnis eingehen.  

Soweit ein Beschäftigungs-, Beamtenverhältnis besteht oder 
zustande kommt, ist die Verarbeitung personenbezogenen Daten 
im Rahmen des § 23 HDSIG erforderlich. 

 
Mitteilung über das Bestehen 
einer automatisierten 
Entscheidungsfindung 
einschließlich Profiling gemäß 
Art. 22 DS-GVO und deren 
Erforderlichkeit: 

Es findet keine automatisierte Entscheidungsfindung 
einschließlich Profiling statt. 

Falls die Erforderlichkeit zur 
Entscheidungs-findung auf Art 
22, Abs.2 lit. a oder c DS-GVO 
beruht, angemessene 
Maßnahmen zur Wahrung der 
Rechte und Freiheiten sowie der 
berechtigten Interessen der 
betroffenen Person: 

nicht zutreffend 

Information über involvierte 
Logik sowie Tragweite und die 
angestrebten Auswirkungen 
einer derartigen Verarbeitung 
für den Betroffenen: 

nicht zutreffend 
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Hinweise auf die Rechte der Betroffenen  

 

Die betroffene Person hat das Recht von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu 
verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so 
hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf die in                                   
Art. 15 Abs. 1 und 2 DS-GVO im einzelnen aufgeführten Informationen.  

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung 
sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten und ggf. die Vervollständigung 
unvollständiger personenbezogener Daten zu verlangen (Art. 16 DS-GVO).  

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende 
personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der in Art. 17 DS-GVO im 
einzelnen aufgeführten Gründe zutrifft, z. B. wenn die Daten für die verfolgten Zwecke nicht mehr 
benötigt werden (Recht auf Löschung).  

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der 

Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der in Art. 18 DS-GVO aufgeführten Voraussetzungen 
gegeben ist, z. B. für die Dauer der Prüfung durch den Verantwortlichen, wenn die betroffene 
Person Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt hat. 

Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten vom 
Verantwortlichen zu erhalten, wenn die in Art. 20 DS-GVO aufgeführten Voraussetzungen 
zutreffen, z. B. wenn die betroffene Person die personenbezogenen Daten mit ihrer Einwilligung 
zur Verfügung gestellt hat und die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt (Recht 

auf Datenübertragbarkeit). Dieses Recht gilt nicht für eine Verarbeitung, die für die 
Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. 
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Recht auf Widerspruch und Widerruf 

Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation 
ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten 
Widerspruch einzulegen. Der Verantwortliche verarbeitet die personenbezogenen Daten dann 
nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung 
nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder 
die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
(Art. 21 DS-GVO).  

Die betroffene Person hat das Recht ihre Einwilligung zur Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten jederzeit zu widerrufen, sofern die Verarbeitung der sie betreffenden 
Daten auf ihrer Einwilligung für den verfolgten Zweck beruht. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 
Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung bleibt davon unberührt.  

 

Wenn Sie nicht wünschen, dass Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet werden, 

können Sie dem jederzeit ohne Angaben von Gründen widersprechen. Dies gilt sofern 

die Verarbeitung auf öffentlichen oder berechtigten Interessen beruht. 

Erteilte Einwilligungen können Sie jederzeit für die Zukunft widerrufen. Dafür genügt 

eine Mitteilung per E-Mail oder schriftliche Mitteilung an den Verantwortlichen.  

Die Kontaktdaten finden Sie im Abschnitt „Angaben zum Verantwortlichen“ auf diesem 

Informationsblatt. Nach Ihrem Widerruf verarbeiten wir Ihre Daten nicht mehr für die 

im Rahmen der Einwilligung angegebenen Zwecke. 

 

Beschwerderecht 

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder 
gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, wenn die 
betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen 
Daten gegen die DS-GVO verstößt (Art. 77 DS-GVO). Die betroffene Person kann dieses Recht bei 
einer Aufsichtsbehörde in dem Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des 
Orts des mutmaßlichen Verstoßes geltend machen. In Hessen ist die zuständige Aufsichtsbehörde:  

 Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und 

Informationsfreiheit 
Postfach 31 63  
65021 Wiesbaden  
Telefon: 0611 / 1408-0  
Telefax: 0611 / 1408-611  
E-Mail: poststelle@datenschutz.hessen.de 
Internet: https://datenschutz.hessen.de 
 

 

 


